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Sachgebiet 8 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung vorgelegten 

1. Übereinkommen Nr. 131 über die Festsetzung von Mindest- 
löhnen, besonders unter Berücksichtigung der Entwicklungs- 
länder, 

2. Übereinkommen Nr. 132 über den bezahlten Jahresurlaub 
(Neufassung von 1970), 

3. Empfehlung Nr. 135 betr. die Festsetzung von Mindest- 
löhnen, besonders unter Berücksichtigung der Entwicklungs- 
länder, 

4. Empfehlung Nr. 136 betr. Sonderprogramm für die Beschäfti- 
gung Jugendlicher zu Entwicklungszwecken 

der Internationalen Arbeitsorganisation 

— Drucksache VI/2639 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Böhme 


I. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 3. November 1971 die Vorlage dem 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung federfüh- 
rend und dem Ausschuß für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit mitberatend gemäß § 76 Abs. 2 der Ge- 
schäftsordnung überwiesen. Der mitberatende Aus- 
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit empfiehlt 
in seiner Stellungnahme vom 8. Dezember 1971, die 
Vorlage, soweit sie das Übereinkommen Nr. 131 und 
die Empfehlungen Nr. 135 und 136 betreffen, zustim- 
mend zur Kenntnis zu nehmen. Er regt außerdem 
eine schnelle Ratifizierung des Übereinkommens 
Nr. 131 an, da dessen Beachtung in vielen Entwick- 


lungsländern einen gewissen sozialen Fortschritt 
darstellen könnte. Der Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung hat in seiner Sitzung am 8. Dezember 
1971 die Vorlage abschließend beraten. 


II. 

Die Vorlage enthält: 

1. Übereinkommen Nr. 131 über die Festsetzung 
von Mindestlöhnen, besonders unter Berücksich- 
tigung der Entwicklungsländer, 

2. Übereinkommen Nr. 132 über den bezahlten 
Jahresurlaub (Neufassung von 1970), 
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3. Empfehlung Nr. 135 betreffend die Festsetzung 
von Mindestlöhnen, besonders unter Berüdcsidi- 
tigung der Entwicklungsländer, 

4. Empfehlung Nr, 136 betr. Sonderprogramm für 
die Beschäftigung Jugendlicher zu Entwicklungs- 
zwecken. 


1 . 

Das Übereinkommen Nr. 131 schreibt gesetzliche 
Mindestlohnsysteme vor, die alle Arbeitnehmer *) 
umfassen sollen, soweit deren Beschäftigungsbedin- 
gungen dies angebracht erscheinen lassen. Wie sich 
aus der Präambel des Übereinkommens ergibt, soll es 
im wesentlichen für die Entwicklungsländer gelten. 
In seinem Inhalt stellt das Übereinkommen weitge- 
hend auf Verhältnisse ab, die sich von denen in der 
Bundesrepublik Deutschland wesentlich unterschei- 
den. Die Festlegung von Mindestarbeitsbedingun- 
gen, insbesondere auf dem Lohnsektor, unterliegt 
der freien Vereinbarung der Sozialpartner, auf 
Grund der diesen nach dem Grundgesetz zustehen- 
den Tarif autonomie. Ein Eingriff des Gesetzgebers, 
wie sie das Übereinkommen vorsieht, insbesondere 
durch Errichtung einer für bestimmte Arbeitnehmer- 
gruppen zuständigen staatlichen Stelle, die Mindest- 
löhne festlegt und deren Nichteinhaltung unter 
Strafe stellt, wäre mit dem in der Bundesrepublik 
herrschenden verfassungskonformen System nicht 
vereinbar. Nur die sozialen Lebensbereiche, die von 
den Tarif Partnern im Rahmen ihrer Tarif autonomie 
nicht erfaßt sind, vertragen eine gesetzliche Rege- 
lung, wie sich z. B. aus dem Gesetz über die Fest- 
setzung der Mindestarbeitsbedingungen von 1952, 
dem Heimarbeitsgesetz von 1951 und der Institution 
der Allgemeinverbindlichkeitserklärung nach dem 
Tarifvertragsgesetz ergibt. Aus diesen Gründen hat 
der federführende Ausschuß die Empfehlung des 
mitberatenden Ausschusses für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit, eine möglichst schnelle Ratifizierung 
des Übereinkommens anzustreben, nicht aufgenom- 
men. 


2 . 

Das Übereinkommen Nr. 132 bezweckt eine inter- 
nationale Regelung über den bezahlten Mindestur- 
laub. Der Gegenstand des Übereinkommens, das für 
alle Arbeitnehmer, mit Ausnahme der Seeleute gilt, 
ist in der Bundesrepublik Deutschland vom Gesetz- 
geber im Bundesurlaubsgesetz von 1963 und im Ju- 
gendarbeitsschutzgesetz von 1960 geregelt. Darüber 
hinaus sind in Tarifverträgen weitergehende und 
andere Urlaubsregelungen zu finden. Das Überein- 
kommen gewährt den Arbeitnehmern einen jähr- 
lichen Mindesturlaub von mindestens 3 Wochen. 
Ein solcher Anspruch ist für die nicht mehr jugend- 
lichen Arbeitnehmer nach der gesetzlichen Regelung 
allenfalls für die mehr als 35 Jahre alten Arbeitneh- 
mer gesichert, denen 15 Werktage Urlaub pro Ur- 
laubsjahr zustehen. Dagegen erhalten die Arbeit- 

*) ausgenommen Seeleute 


nehmer bis 35 Jahre nach dem Bundesurlaubsgesetz 
Urlaub lediglich für 12 Werktage im Kalenderjahr, 
Nach Ansicht des Ausschusses für Arbeit und Sozial- 
ordnung sollte geprüft werden, inwieweit trotz der 
weitergehenden Tarifwirklichkeit der Anspruch nach 
dem Bundesurlaubsgesetz dem Übereinkommen an- 
gepaßt werden könnte. Auch hinsichtlich der weite- 
ren Unterschiede zwischen dem Übereinkommen und 
dem in der Bundesrepublik geltenden Urlaubsrecht 
empfiehlt der Ausschuß zu prüfen, ob und inwieweit 
es möglich und zweckmäßig ist, durch Änderungen 
der den Urlaub betreffenden Gesetze eine Anpas- 
sung an das Übereinkommen vorzunehmen. Die 
Unterschiede im einzelnen sind in der Stellung- 
nahme der Bundesregierung zum Übereinkommen 
in Drucksache VI/2639, Seite 10, näher aufgeführt, 

3. 

Die Empfehlung Nr. 135 betreffend die Festset- 
zung von Mindestlöhnen, besonders unter Berück- 
sichtigung der Entwicklungsländer, trifft nach Auf- 
fassung des federführenden Ausschusses ebenso wie 
das zugrunde liegende Übereinkommen Nr. 131 nicht 
auf die Verhältnisse in der Bundesrepublik zu. Viel- 
mehr sieht der Ausschuß in der Empfehlung wert- 
volle Richtlinien für die betroffenen Staaten zur 
Ausgestaltung des wichtigsten Bereichs der Arbeits- 
und Lohnbedingungen. 

4, 

Wenn auch für die in der Empfehlung Nr. 136 be- 
treffend die Sonderprogramme für die Beschäftigung 
Jugendlicher zu Entwicklungszwecken in der Bun- 
desrepublik Deutschland selbst kein Raum zur An- 
wendung nach dem Beratungsergebnis des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung vorhanden 
ist, so nimmt dennoch der Ausschuß die Empfehlung 
zustimmend zur Kenntnis. Deutsche Stellen sind 
nämlich in Entwicklungsländern an Sonderprogram- 
men der in der Empfehlung beschriebenen Art be- 
teiligt. Der Ausschuß begrüßt die Zielsetzung dieser 
Sonderprogramme, die helfen sollen. Jugendliche an 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung ihres 
Landes teilnehmen zu lassen und ihnen Bildung, 
Fertigkeiten und Erfahrungen zu vermitteln, die ihre 
spätere Eingliederung in die Gesellschaft und in das 
Arbeitsleben erleichtern. Dabei soll jedoch die Teil- 
nahme an Sonderprogrammen grundsätzlich freiwil- 
lig sein, wenn nicht durch Gesetz etwas anderes 
bestimmt ist und dabei das Übereinkommen über die 
Abschaffung der Zwangsarbeit von 1957 nicht ver- 
letzt wird. Der Ausschuß stimmt hierbei schließlich 
den Schwerpunkten der von der Bundesregierung 
festgelegten deutschen Entwicklungspolitik zu, die 
auf folgende Weise berücksichtigt werden sollen: 

— Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Unterbe- 
schäftigung durch Förderung von Jugendlichen 
und freiwilligen Diensten sowie arbeitsintensi- 
ven Landwirtschafts-, Infrastruktur- und Indu- 
strievorhabenj 

— Schaffung von arbeits- und umweltorientierten 
Bildungssystemen durch Förderung von Berufs- 
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bildungsorganisationen sowie unmittelbar an- 
wendbare und ausbaufähige' Grunderziehung; 

— Strukturverbesserung in ländlichen Regionen 
durch Förderung einer leistungsfähigen Infra- 
struktur mit gewerblichen Arbeitsplätzen außer- 
halb der Ballungszentren. 


Bonn, den 18. Januar 1972 


Dr. Böhme 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von der Vorlage — Drucksache VI/2639 — Kenntnis 
zu nehmen. 


Bonn, den 8. Dezember 1971 


Der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Dr. Böhme 

Berichterstatter 
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